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Vorläufige Besitzeinweisung 
mit Überleitungsbestimmungen 

 
Im Flurbereinigungsverfahren Hambach-West – 14063 – wird hiermit die vorläufige Besitz-
einweisung mit Wirkung zum 15.08.2010 angeordnet [§ 65 des Flurbereinigungsgesetzes – 
FlurbG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794)]. 
Gleichzeitig werden die einen Bestandteil dieses Verwaltungsaktes bildenden Überleitungsbe-
stimmungen erlassen. 
1. Mit den in den Überleitungsbestimmungen aufgeführten Zeitpunkten gehen Besitz, 

Verwaltung und Nutzung der neuen Grundstücke auf die in den Nachweisen über die 
neue Feldeinteilung benannten Empfänger über. Die bisherigen Besitz-, Verwaltungs- 
und Nutzungsrechte an den alten Grundstücken erlöschen zu denselben Zeitpunkten. Die 
sonstigen Rechtsverhältnisse, insbesondere die Eigentumsrechte, bleiben noch unverän-
dert. 

2. Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen sowie die Überleitungsbestimmungen 
liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten einen Monat lang, beginnend mit dem ersten 
Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Besitzeinweisung, aus bei 
 a)  dem Vorstandsvorsitzenden der Teilnehmergemeinschaft, 

 Herrn Reiner H.M. Brecher, Manheimer Straße 30, 50170 Kerpen-Buir, 
b) der Stadt Düren, Kaiserplatz 2-4, 52349 Düren, Zimmer 814 
c) der Stadt Kerpen, Jahnplatz 1, 50171 Kerpen, Zimmer 259 
d) der Gemeinde Niederzier, Rathausstraße 8, 52382 Niederzier, Burggebäude Zim-

mer 4 
e) der Gemeinde Merzenich, Valdersweg 1, 52399 Merzenich, Zimmer 19 (während 

der Dienststunden). 
3. Innerhalb von drei Monaten, vom ersten Tag der Bekanntgabe dieser Besitzeinweisung 

an gerechnet, können mangels einer Einigung zwischen den Vertragspartnern bei der Be-
zirksregierung Köln folgende Festsetzungen beantragt werden: 
a) angemessene Verzinsung einer evtl. vom Eigentümer zu leistenden Ausgleichszah-

lung durch den Nießbraucher (§ 69 S. 2 FlurbG), 
b) Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleich infolge 

eines eventuellen Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz (§ 
70 Abs. 1 FlurbG), 

c) Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernis der Bewirt-
schaftung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG). 

 Die Anträge zu 3a) und 3b) können von den beiden Vertragspartnern, der Antrag zu 
3c) kann nur vom Pächter gestellt werden (§ 71 FlurbG). 

4. Die Grenzen der neuen Grundstücke sind für das gesamte Flurbereinigungsgebiet in der 
Örtlichkeit kenntlich gemacht worden, soweit dies notwendig ist. Die neue Feldeintei-
lung wird den Beteiligten in der Zeit vom 03.08. bis 05.08.2010 bekannt gegeben und 
auf Antrag an Ort und Stelle erläutert werden. Es wird darauf hingewiesen, dass verloren 
gehende Grenzzeichen nicht wiederhergestellt werden. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach dem ersten Tag seiner 
öffentlichen Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage ist bei dem  
 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
-  9a Senat (Flurbereinigungsgericht) - 

Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 
 
schriftlich zu erheben. 
Falls die Klagefrist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. Es wird empfohlen, der 
Klageschrift zwei Durchschriften beizufügen. 
 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 
 

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung –VwGO- in der Fassung vom 
19.03.1991 (BGBl. I S. 686) zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.08.2009 (BGBl. I S. 2870) 
wird die sofortige Vollziehung des vorgenannten Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, 
dass Rechtsbehelfe gegen den Verwaltungsakt keine aufschiebende Wirkung haben. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Anordnung kann die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 
Abs. 5 VwGO beantragt werden bei dem 
 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
- 9a Senat (Flurbereinigungsgericht) - 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster. 

 
        Im Auftrag 
      gez. 
(LS)          (Fehres) 

Ltd. Regierungsvermessungsdirektor 
 
 


